
 Anzeige

Stadt Forst (Lausitz) 
Město Baršć (Łužyca) 
- Der Wahlleiter -

Wahl der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca) und der Ortsbeiräte in den Ortsteilen Bohrau/Bórow,  

Briesnig/Rjasnik, Groß Bademeusel/Wjelike Bóžemysle, Klein Bademeusel/Małe Bóžemysle, Groß Jamno/
Wjelike Jamne, Klein Jamno/Małe Jamne, Mulknitz/Małksa, Naundorf/Glinsk, Horno/Rogow und Sacro/Zakrjow

am 09. Juni 2024
Wahlbekanntmachung des Wahlleiters vom 03. Februar 2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahl- 
gesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen 
Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Hauptwahlen sowie die Wahlzeit
  Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der 

allgemeinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II  
Nr. 57) finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć 
(Łužyca)

 - des Ortsbeirates des Ortsteils Bohrau/Bórow
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Briesnig/Rjasnik
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Groß Bademeusel/Wjelike Bóžemysle
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Klein Bademeusel/Małe Bóžemysle
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Groß Jamno/Wjelike Jamne
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Klein Jamno/Małe Jamne
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Mulknitz/Małksa
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Naundorf/Glinsk
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Horno/Rogow und
 - des Ortsbeirates des Ortsteils Sacro/Zakrjow
 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit 8 bis 18 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
  Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahlter-

mine für die vorgenannten Hauptwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV 
auf, die Wahlvorschläge für dies Wahlen möglichst frühzeitig einzu-
reichen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A.   Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst (Lausitz)/
Baršć (Łužyca)

1.  Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten
  Gemäß § 6 Absatz 2 Nr. 1 i.V.m. § 3 Absatz 2 BbgKWahlG sind  

28 Stadtverordnete zu wählen.
2.  Anzahl und Abgrenzung der Wahlkreise
  Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć 

(Łužyca) hat in ihrer Sitzung am 08. Dezember 2023 beschlossen, 
dass das Wahlgebiet der Stadt Forst (Lausitz) aus einem Wahlkreis 
besteht (§§ 20 und 21 BbgKWahlG). Der Wahlkreis umfasst alle Wahl-
bezirke des Wahlgebietes der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca).

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1.  Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wähler- 
gruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung 
einreichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listen- 
vereinigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung 
schließt einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2.  Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr,
 bei dem
 Wahlleiter der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca)
 Zimmer Nr. 218, Lindenstraße 10-12, 03149 Forst (Lausitz)
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
  Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

dem Wahlleiter der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca) durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024,  
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammen-
schluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder dem Stellvertreter, bei Wählergruppen von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeich-
net sein.

5.  Inhalt der Wahlvorschläge
5.1.  Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5a zu § 32 Ab-

satz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
 a)  den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihenfolge,

 b)  als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder  
politischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c)  als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der einrei-
chenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass es 
sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnungen enthalten,

 d)  als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der Listen- 
vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen Ver-
einigungen und Wählergruppen anzugeben,

 e) den Namen des Wahlgebietes.
  Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur die 

unter Buchstabe a) und e) bezeichneten Angaben enthalten.
5.2.  Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten. Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag 
darf höchstens insgesamt 42 Bewerbende betragen.

5.3.  Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-
kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 

die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, ver- 
 bindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und ent- 
gegenzunehmen.

5.4.  Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung muss 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zuständigen 
Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellver- 
treterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Vertretungs-
berechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung ist auf 
mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereini-
gung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der Wahl-
vorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von dieser 
oder diesem unterzeichnet sein.

5.5. Wichtige Beschränkungen
  Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst (Lausitz)/
Baršć (Łužyca) benannt sein. Die oder der Bewerbende auf dem Wahl-
vorschlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die 
mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6.   Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1.  Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:

 a)  Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wählbar 
sein.

 b)  Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 
Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber gemäß § 33 
BbgKWahlG bestimmt worden sein (siehe Nr. 7).

 c)  Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV ab-
zugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder der Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre 
oder seine Parteimitgliedschaft anzugeben oder zu erklären, dass 
sie oder er parteilos ist.

  Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2. Zur Wählbarkeit
6.2.1. Wählbarkeit von Deutschen
  Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
 - am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
 -  seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
  Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
 - infolge eines Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
 -  sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 des 

Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus befindet 
oder

 -  infolge eines Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2. Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
  Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsange-

hörigen anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union,die
 - am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
 -  seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
  Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
 - infolge eines Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
 -  sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 des 

Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus befindet,
 -  infolge eines Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

 -  infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3.  Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und jeden Be-
werbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vordruck-
muster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass 
die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

  Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheini-
gung nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach 
dem Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem 
Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1.  Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung und 

ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies 
kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern  
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung).

7.2.  Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Stadtgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Spree-Neiße/
Wokrejs Sprjewja-Nysa wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3.  Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge müs-
sen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wäh-
lergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wählergruppe

  nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung der zum 
 Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlbe-
rechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und 
Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Abstimmung 
bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte geschehen, 
die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhängern (Satz 1) 
aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu 7.2. gelten für 
mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen entsprechend.

7.4.  Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegiertenversamm-
lung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen  
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5.  Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist ent- 
weder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6.  Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte Teil-
nehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewerbenden 
sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vorschlags-
berechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr 
Programm der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen.

  In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, An- 
hängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstimmung be-
teiligen.

7.7.  Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster der An- 
lage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem 
Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der 
Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Dele-
gierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei 
haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und zwei von 
der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an  
Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen Mindestanforderun-
gen an eine demokratische Aufstellung der Kandidatinnen und Kandi-
daten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1. Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
8.1.1.  Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, die 

am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg durch 
mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abgeordne-
ten oder im Kreistag des Landkreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja- 
Nysa durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch min-
destens einen Kreistagsabgeordneten oder in der Stadtverordneten-
versammlung Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca) durch mindestens eine 
Stadtverordnete oder durch mindestens einen Stadtverordneten seit 
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfor-
dernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.2.  Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa durch mindestens eine 
Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabge-
ordneten oder in der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst 
(Lausitz)/Baršć (Łužyca) durch mindestens eine Stadtverordnete oder 
durch mindestens einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3.  Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1. oder 8.1.2. ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4.  Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 2023 
aufgrund eines Einzelwahlvorschlages im Kreistag des Landkreises 
Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa oder in der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Forst (Lausitz)/ Baršć (Łužyca) vertreten sind, 
sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.2. Wichtige Hinweise
8.2.1.  Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1. von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
mindestens 20 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet 
wahlberechtigten Personen beizufügen.

8.2.2.  Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr
 bei der
                 Wahlbehörde der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca) 

Bürgeramt 
Lindenstraße 10-12

                     03149 Forst (Lausitz)
 zu leisten.
  Die erforderlichen Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer 

ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bür-
germeister im Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle 
geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftslisten (siehe Nummer 8.2.3.) sind der Wahlbehörde 
der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), Lindenstraße 10-12,  
03149 Forst (Lausitz) spätestens bis zum

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr
 vorzulegen.
  Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern für 
Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 
4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

1.  Das Wählerverzeichnis für die Wahl zum Europäischen Parlament 
und für die Kommunalwahlen für die Wahlbezirke der Stadt Forst 
(Lausitz)/Baršć (Łužyca)

wird in der Zeit vom 20. Mai 2024 bis 24. Mai 2024

bei der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), Neues Rat-
haus, Lindenstraße 10 – 12, Bürgeramt (barrierefrei) in 03149 
Forst (Lausitz) während der allgemeinen Öffnungszeiten

Montag, 20.05.2024  Feiertag – Pfingstmontag –
Dienstag, 21.05.2024 09:00 Uhr bis 18:00 Uhr
Mittwoch, 22.05.2024 geschlossen
Donnerstag, 23.05.2024 09:00 Uhr bis 16:00 Uhr
Freitag, 24.05.2024  09:00 Uhr bis 13:00 Uhr

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten.

Jede und jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit und Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Daten überprüfen. Sofern eine Wahlberechtigte oder ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 
von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen über-
prüfen will, hat sie oder er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus 
denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit im Wählerver-
zeichnis ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Meldere-
gister ein Sperrvermerk gemäß § 51 des Bundesmeldegesetzes 
(BMG) eingetragen ist.

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren ge-
führt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich.

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen 
ist oder einen Wahlschein hat.

2.  Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, 
kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16. Tag vor der Wahl, spä-
testens am 24. Mai 2024 bis 13:00 Uhr bei der Wahlbehörde 
der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), Neues Rathaus, Linden-
straße 10 – 12, Bürgeramt, 03149 Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), 
gegen das Wählerverzeichnis Einspruch einlegen.

Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Nieder-
schrift eingelegt werden.

3.  Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, 
erhalten bis spätestens zum 19. Mai 2024 eine Wahlbenachrich-
tigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerver-
zeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein 
Wahlrecht nicht ausüben kann. Wahlberechtigte, die nur auf Antrag 
in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten 
keine Wahlbenachrichtigung.

4. Wer einen Wahlschein hat, kann

 a)  bei der Wahl zum Europäischen Parlament im Landkreis 
Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa, durch Stimmabgabe in 
einem beliebigen Wahlraum dieses Landkreises oder durch 
Briefwahl teilnehmen.

 b)  bei der Wahl der Stadtverordnetenversammlung in einem be-
liebigen Wahlbezirk des jeweiligen Wahlgebietes durch Stimmab-
gabe in einem beliebigen Wahlraum der Stadt Forst (Lausitz)/
Baršć (Łužyca) oder durch Briefwahl teilnehmen.

 c)  bei der Wahl der Ortsbeiräte in einem beliebigen Wahlbezirk 
des jeweiligen Wahlgebietes durch Stimmabgabe in einem 
beliebigen Wahlraum des jeweiligen Ortsteiles oder durch 
Briefwahl teilnehmen.

5.1  Einen Wahlschein für die Wahl zum Europäischen Parlament 
erhält auf Antrag

5.1.1  eine in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte oder 
ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

5.1.2   eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte oder ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 
Wahlberechtigter,

 a)  wenn sie oder er nachweist, dass sie oder er ohne ihr oder 
sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-
lerverzeichnis bei Deutschen nach § 17 Absatz 1 der Europa-
wahlordnung (EuWO), bei Unionsbürgern nach § 17a Absatz 
2 der EuWO bis zum 19. Mai 2024 versäumt hat, oder die Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Absatz 1 
der EuWO bis zum 24. Mai 2024 versäumt hat,

 b)  wenn ihr oder sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der 
EuWO, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der EuWO ent-
standen ist, oder der Einspruchsfrist nach § 21 Abs. 1 der 
EuWO entstanden ist oder

 c)  wenn ihr oder sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren fest-
gestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des 
Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde ge-
langt ist.

5.2 Einen Wahlschein für die Kommunalwahl erhält auf Antrag
5.2.1  eine in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte oder 

ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
5.2.2  eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-

tigte oder ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 
Wahlberechtigter,

 a)  wenn sie oder er nachweist, dass sie oder er ohne ihr oder 
sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wähler-
verzeichnis nach § 15 Abs. 1 Satz 1 der BbgKWahlV (25. Mai 
2024) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 20 Abs. 1 Satz 2 der BbgKWahlV (24. Mai 2024) ver-
säumt hat,

 b)  wenn ihr oder sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst 
nach Ablauf der Antragsfrist nach § 15 Abs. 1 Satz 1 der 
BbgKWahlV oder der Einspruchsfrist nach § 20 Abs. 1 Satz 2 
der BbgKWahlV entstanden ist,

 c)  wenn ihr oder sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wähler-
verzeichnisses zur Kenntnis der Wahlbehörde gelangt ist.

  Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Wahlberechtigten bis zum 07. Juni 2024, 18:00 Uhr, bei der 
Wahlbehörde Stadt Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), Neues Rat-
haus, Lindenstraße 10 – 12, Bürgeramt, 03149 Forst (Lausitz) /
Baršć (Łužyca), mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt 
werden. Die Beantragung eines Wahlscheines ist auch über das 
Internet unter www.forst-lausitz.de möglich.

  Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen 
des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwie-
rigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 
15:00 Uhr gestellt werden.

  Versichert eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter glaub-
haft, dass ihr oder ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihr oder ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12:00 Uhr, ein 
neuer Wahlschein erteilt werden.

  Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte 
können aus den unter 5.1.2 Buchstabe a bis c oder 5.2.2 Buch-
stabe a bis c genannten Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15:00 Uhr, stellen.

  Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage ei-
ner schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er oder sie dazu 
berechtigt ist. Eine behinderte Wahlberechtigte oder ein behin-
derter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen.

6.  Mit dem weißen Wahlschein für die Wahl zum Europäischen 
Parlament erhält die oder der Wahlberechtigte für diese Wahl:

 • einen amtlichen weißen Stimmzettel
 • einen amtlichen weißen Stimmzettelumschlag
 •  einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurück-

zusenden ist, versehenen hellroten Wahlbriefumschlag und
 • ein Merkblatt für die Briefwahl.

  Mit dem gelben Wahlschein für die Wahl zum Kreistag erhält 
die oder der Wahlberechtigte für diese Wahl:

 • einen amtlichen cremefarbigen Stimmzettel
 • einen amtlichen cremefarbigen Stimmzettelumschlag
 •  einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurück-

zusenden ist, versehenen gelben (äußeren)  
Wahlbriefumschlag und

 •  ein Merkblatt für die Briefwahl.

  Mit dem hellgrünen Wahlschein für die Wahl der Stadtverord-
netenversammlung bzw. des jeweiligen Ortsbeirates erhält die 
oder der Wahlberechtigte für diese Wahl:

 •  einen amtlichen hellblauen Stimmzettel für die Wahl der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Forst (Lausitz)/Baršć 
(Łužyca)

 •  einen amtlichen helllila (fliederfarbigen) Stimmzettel für den 
jeweiligen Ortsbeirat

 •  einen amtlichen hellgrauen Stimmzettelumschlag für die Kom-
munalwahlen (Stadtverordnetenversammlung und Ortsbeiräte)

 •  einen amtlichen hellgrünen (äußeren) Wahlbriefumschlag für 
die Kommunalwahlen

 • ein Merkblatt für die Briefwahl.

  Für die Wahl des Kreistages des Landkreises Spree-Neiße/ 
Wokrejs Sprjewja-Nysa, die Wahl zum Europäischen Parlament 
und die Kommunalwahlen sind jeweils gesonderte Wahlbriefe 
abzusenden oder bei der angegebenen Stelle abzugeben. Dies 
hat unter Verwendung der oben aufgeführten farblich unter-
schiedlichen Stimmzettel- und Wahlbriefumschläge zu erfolgen.

  Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für eine 
andere oder einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung 
zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Per-
son nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt. Dies hat sie der 
Wahlbehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person 
auszuweisen.

  Bei der Briefwahl muss der Wähler oder die Wählerin den jewei-
ligen Wahlbrief mit dem Stimmzettel und den Wahlschein so 
rechtzeitig an die jeweils angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 18:00 Uhr eingeht.

  Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
ohne besondere Versendungsform ausschließlich mit der Deut-
schen Post AG unentgeltlich befördert.

  Der Einwurf der Wahlbriefe kann in Postkästen der Deutschen 
Post AG erfolgen, er kann auch bei der auf dem Wahlbrief ange-
gebenen Stelle abgegeben werden.

 Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), den 27.04.2024

 Simone Taubenek
 Bürgermeisterin

Stadt Forst (Lausitz) 
Město Baršć (Łužyca) 
- Die Bürgermeisterin -

Bekanntmachung der Wahlbehörde 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die 

Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum Europäischen Parlament und 

zu den Kommunalwahlen am 09. Juni 2024


